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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 1 KR 91/15 B 
 
L 6 KR 20/12 (LSG Mecklenburg-Vorpommern) 
S 20 KR 69/11 (SG Schwerin) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………….., 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
DAK-Gesundheit, 
Nagelsweg 27 - 31, 20097 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 14. Dezember 2015 durch 

den Präsidenten   M a s u c h    sowie die Richter   Prof. Dr.  H a u c k    und   C o s e r i u     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Mecklenburg-Vorpommern vom 7. Juli 2015 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Klägerin trägt auch die Kosten des Beschwerdeverfahrens. 

 

Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 8250,60 Euro festgesetzt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die klagende Krankenhausträgerin ist mit ihrem Begehren, von der beklagten Krankenkasse 

8250,60 Euro Krankenhausvergütung zu erhalten, beim SG und beim LSG ohne Erfolg geblie-

ben. Zur Begründung hat das LSG ua - teilweise unter Bezugnahme auf den Gerichtsbescheid 

des SG - ausgeführt, die psychiatrische Behandlung der Versicherten sei nach dem Ergebnis 

der Beweisaufnahme nicht vollstationär erforderlich, sondern ambulante Behandlung ausrei-

chend gewesen. Der erstinstanzlich gehörte Sachverständige habe als Facharzt für Neurologie 

und Nervenheilkunde über Kenntnisse im Bereich der Diagnostik und Behandlung psychiatri-

scher Erkrankungen verfügt (Urteil vom 7.7.2015). 

 

Die Klägerin wendet sich mit ihrer Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im LSG-

Urteil. 

 

 

II 

 

Die Beschwerde der Klägerin ist unzulässig und daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm 

§ 169 S 3 SGG zu verwerfen. Ihre Begründung entspricht nicht den aus § 160a Abs 2 S 3 SGG 

abzuleitenden Anforderungen an die Darlegung des allein geltend gemachten Revisionszulas-

sungsgrundes des Verfahrensfehlers (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). 

 

1. Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der Verfahrensmangel 

kann nicht auf eine Verletzung von § 109 SGG und § 128 Abs 1 S 1 SGG (Grundsatz der freien 

richterlichen Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG (Amtsermittlungsgrund-

satz) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne 

hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Um einen Verfahrensmangel in diesem Sinne geltend 

zu machen, müssen die Umstände bezeichnet werden, die den entscheidungserheblichen Man-

gel ergeben sollen (vgl zB BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 36). Wer sich auf eine Verletzung 

der Amtsermittlungspflicht nach § 103 SGG stützt, muss daher ua einen für das Revisionsge-

richt ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrag bezeichnen, die Rechtsauffassung des LSG 

wiedergeben, aufgrund der bestimmte Tatsachen als klärungsbedürftig hätten erscheinen müs-

sen und die von dem betreffenden Beweisantrag berührten Tatumstände darlegen, die zu weite-

rer Sachaufklärung Anlass gegeben hätten (vgl zB BSG Beschluss vom 20.7.2010 - B 1 KR 

29/10 B - RdNr 5 mwN; BSG Beschluss vom 1.3.2011 - B 1 KR 112/10 B - Juris RdNr 3 mwN). 

Hierzu gehört nach ständiger Rechtsprechung des BSG die Darlegung, dass ein anwaltlich 

vertretener Beteiligter einen Beweisantrag bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung gestellt 
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und noch zumindest hilfsweise aufrechterhalten hat (vgl dazu BSG Beschluss vom 

14.6.2005 - B 1 KR 38/04 B - Juris RdNr 5; BSG Beschluss vom 25.4.2006 - B 1 KR 

97/05 B - Juris RdNr 6; BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 11 mwN). Das gilt auch für etwaige 

Fehler bei der im sozialgerichtlichen Verfahren dem Gericht obliegenden Ermittlungen des 

Sachverhalts (§ 103 SGG) hinsichtlich der Auswahl eines Sachverständigen (§ 106 Abs 3 Nr 5 

SGG; BVerfG SozR 3-1500 § 160a Nr 6). 

 

Die Klägerin legt keinen Verfahrensmangel in diesem Sinne dar. Sie benennt bereits keinen für 

das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrag.  

 

2. Der Senat sieht von einer weiteren Begründung ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 197a Abs 1 S 1 Teils 3 SGG iVm § 154 Abs 2 VwGO, 

diejenige über den Streitwert auf § 197a Abs 1 S 1 Teils 1 SGG iVm § 63 Abs 2 S 1, § 52 Abs 1 

und 3, § 47 Abs 1 und 3 GKG. 
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